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Initiatorin Anna Alboth vor dem Start des Solidaritätsmarschs nach Aleppo auf dem Tempelhofer Feld in Berlin Foto: dpa/Paul Zinken

Friedlich zu Fuß nach Aleppo
Die polnische Journalistin Anna Alboth organisierte einen Marsch gegen den Krieg in Syrien
Anfangs Hunderte, zwischendurch
Dutzende, am Ende vielleicht Tau-
sende wollen die Balkanroute der
Flüchtlinge in umgekehrter Rich-
tung bewältigen.

Von Andreas Fritsche

Zu Fuß von Berlin nach Aleppo. Ist
dieser große Plan einer kleinen Frau
nicht ein bisschen verrückt? »Sehr
verrückt«, sagt Anna Alboth und lä-
chelt zuversichtlich. Die 32-jährige
Journalistin stammt aus Polen und
lebt seit neun Jahren in der deut-
schen Hauptstadt. Sie wollte sich
nicht mit dem Gedanken abfinden,
man könne nichts tun gegen denKrieg
und das Leid der Zivilbevölkerung in
Syrien. Vor vier Wochen hatte sie die
Idee eines Friedensmarsches über die
Balkanroute, auf der die Flüchtlinge
gekommen sind, nur in umgekehrter
Richtung. Möglichst viele Menschen,
vielleicht Tausende, sollten sich an-
schließen. Davon träumte sie.
Dreieinhalb Monate Zeit sind für

die mehr als 3000 Kilometer einkal-
kuliert. Fast 3000 Menschen haben
sich dafür angemeldet, wenigstens
ein Stückchen mitzulaufen. Es geht
auch spontan. Einige haben sich vor-
genommen, die gesamte Strecke zu-
rückzulegen. Hunderte sind am zwei-
ten Weihnachtsfeiertag in Berlin auf-
gebrochen. Am ersten Abend erreich-
te der Zugmit Mahlow das erste Etap-
penziel in Brandenburg. Weiter ging
es über die Stationen Zossen, Teu-

pitz, Glashütte, Luckau, Calau und
Großräschen bis Ruhland, das am
Montagabend erreicht war. An die-
sem Dienstag soll es weiter gehen
über die Landesgrenze nach Thien-
dorf in Sachsen und so immer weiter
durch Tschechien, Österreich, Slowe-
nien, Kroatien, Serbien, Mazedonien
und Griechenland bis in die Türkei,
wobei fraglich ist, ob die syrische
Grenze dann überhaupt überschrit-
ten werden darf und kann.
Im Museumsdorf Glashütte zeigt

das Thermometer am Freitag um 9
Uhr vier Grad minus an. Wiesen und
Felder sind mit Raureif überzogen,
aber immerhin kommt die Sonne
raus. In den vergangenen Tagen
mussten die Leute durch Nieselregen
und sogar schweres Gewitter laufen.
Das war viel unangenehmer als die
trockene Kälte. Doch niemand klagt.
»Die Flüchtlinge müssen auch bei die-
sem Wetter laufen, und sie haben oft
keine warme, regenfeste Kleidung
und keinen sicheren Schlafplatz für
die Nacht«, sagen Männer und Frau-
en wie Łukasz Schodnicki. Der 47-
Jährige ist in Zossen dazugestoßen
und will vorerst nur bis Luckau mit-
laufen. Doch im Frühjahr, wenn er
wieder Zeit hat, möchte er sich auf
dem Balkan noch einmal beteiligen.
Dort ist Schodnicki vor genau ei-

nem Jahr schon gewesen, an der ser-
bischen Grenze zu Mazedonien. Als
freiwilliger Helfer der schweizeri-
schen Organisation »Border free«
(Grenze frei) hat er Flüchtlinge be-

köstigt, beherbergt und betreut.
Manchmal konnten die Geflüchteten
mit Zügen oder Bussen fahren,
manchmal mussten sie hunderte Ki-
lometer zu Fuß zurücklegen, erzählt
Schodnicki. Er stammt auch aus Po-
len, lebt inzwischen in Thüringen.
Vielleicht liege es daran, dass Al-

both Polin ist, so vermutet er, dass
sich anfangs vornehmlich Polen be-
teiligt haben. Doch Schodnicki hat
genausoMenschen aus Armenien und
Moldawien getroffen. 14 Nationen
sind dabei, mit der Zeit immer mehr

Deutsche, nicht zuletzt Anwohner, die
beeindruckt sind und den Friedens-
marsch für ein Stündchen begleiten.
Darunter Kräuterfrau Bärbel

Hausmann aus Glashütte, die rund
um das Museumsdorf Kräuterwan-
derungen mit ihrer Ziege Suuki für
Urlauber und Ausflügler anbietet. Die
Ziege stapft auch jetzt mit, sehr zur
Freude der anwesenden Kinder.
Großartig, aber auch mutig findet
Bärbel Hausmann die Aktion. Wenn
sie könnte, würde sie viel länger mit-
machen, versichert sie.
Es geht auf einer schmalen As-

phaltstraße durch den Wald. Ein Po-

lizeiauto fährt vorneweg und eins
hinterher, um den Zug abzusichern.
Eigentlich wollten Alboth und ihre
Mitstreiter durch Golßen nach Lu-
ckau, doch die Beamten geben
freundlich einen anderen Weg vor,
weil es sonst sehr lange über eine
stark befahrene Bundesstraße gegan-
gen wäre.
53 Menschen laufen hinter dem

Transparent mit der Aufschrift »Civil
March for Aleppo« her, einen schiebt
Anna Alboth im Rollstuhl. Alle ver-
brachten die Nacht in Schlafsäcken in
einem momentan leeren Ausstel-
lungsraum des Museums Glashütte,
oder sie sind morgens angereist.
Zwei kleine weiße Fahnen wehen.

Andere Fahnen sind nicht zugelas-
sen. Das sorgte dafür, dass sich eine
Gruppe absplitterte und zurückblieb,
die mit syrischen Rebellen sympa-
thisierte und Symbole der oppositio-
nellen Freien syrischen Armee mit-
führte. Doch derMarschwill sich ganz
bewusst nicht auf die Seite irgendei-
ner der zahlreichen Kriegsparteien in
Syrien schlagen. Gewünscht werden
Frieden und humanitäre Unterstüt-
zung für die Zivilbevölkerung. Kann
dieses Anliegen durch einen Fuß-
marsch Richtung Aleppo gefördert
werden? Ist das nicht verrückt? Viel-
leicht ist es sogar sehr verrückt. Aber
besser, als tatenlos dazusitzen und die
schrecklichen Bilder im Fernsehen
anzuschauen, findet Anna Alboth.

civilmarch.org

»Die Flüchtlinge müssen
auch bei diesem Wetter
laufen.«
Łukasz Schodnicki

Städte mit viel
Fördergeld
aufgewertet
Brandenburg zog die Erfolgsbi-
lanz von 25 Jahren geförderter
Stadtentwicklung. 73 aller 417
Städte und Gemeinden erhiel-
ten 2016 Zuschüsse aus Bundes-
und Landesmitteln.

Von Tomas Morgenstern

77,3 Millionen Euro hat das Inf-
rastrukturministerium 2016 als
Fördermittel an 73 der politisch
selbstständigen Städte und Ge-
meinden im Land überwiesen. Das
Geld stammt aus den Kassen des
Bundes und der Landesregierung.
Ausgereicht wurde es auf der
Grundlage der fünf vom Land auf-
gelegten Programme zur Stadt-
entwicklung: »Soziale Stadt«,
»Stadtumbau«, »Städtebaulicher
Denkmalschutz«, »Aktive Stadt-
und Ortsteilzentren« sowie »Klei-
nere Städte und Gemeinden«
Gemessen an der Zahl ihrer

167 745 Einwohner (2015) ist die
Landeshauptstadt Potsdam die
größte Stadt Brandenburgs. Und
die Havelmetropole am Rande
Berlins wächst weiter dynamisch.
Im Oktober 2016 hat sie die
170 000er Marke überschritten.
Dennoch ist schiere Größe nicht
alleiniges Kriterium, wenn es um
die Bewilligung von Städtebau-
fördermitteln geht. Zwar erhielt
Potsdam 2016 mit 3,4 Millionen
Euro einen stattlichen Zuschuss,
doch Spitzenreiter war Witt-
stock/Dosse. Die 14 380 Einwoh-
ner zählende Stadt konnte nach
Angaben des Ministeriums satte
7,46 Millionen Euro an Zuschüs-
sen verbuchen. Es folgten Cottbus

mit 4,78 Millionen Euro und
Eberswalde mit 3,83 Millionen
Euro.
Die Städte und Gemeinden

mussten in Brandenburg, wie alle
Kommunen auf dem Gebiet der
ehemaligen DDR, nach 1990 ei-
nen tiefgreifenden Umbruch ver-
kraften. Die brandenburgische
Landesregierung hat diesen
Transformationsprozess seit 1991
mit gezielten Entwicklungshilfen
begleitet. Insgesamt seien seither
vom Land Mittel in Höhe von 3,37
Millionen Euro aus Bundes- und
Landesmitteln für Stadtentwick-
lungsprojekte bewilligt worden,
listete das Infrastrukturministeri-
um zum Jahresende in einer Mit-
telung auf. Zusätzlich seien auch
rund 300 Millionen Euro aus dem
Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung (EFRE) dafür zur
Verfügung gestellt worden.
»Auch im Jubiläumsjahr ›25

Jahre Stadtentwicklung‹ haben
wir die Städte und Gemeinden mit
Geldern aus den Bund-Länder-
Programmen unterstützt«, erklär-
te Infrastrukturministerin Kathrin
Schneider (SPD) aus diesem An-
lass. »Damit verfolgenwir das Ziel,
die Städte als lebendige Orte für
gutes Wohnen, für Begegnung, für
Kultur und zum Einkaufen zu
stärken. Die Stadtentwicklungs-
politik ist dafür ein wichtiger Bau-
stein.« Stadtentwicklung sei im-
mer dann besonders erfolgreich,
wenn sie mit der Landesplanung
und der Planung der Verkehrs-
wege verknüpft werde. In Bran-
denburg geschehe dies mit dem
neuen Landesentwicklungsplan,
der Mobilitätsstrategie 2030 und
der Strategie für die zukünftige
Stadtentwicklung.
Anlässlich der Jubiläumskon-

ferenz »25 Jahre Stadtentwick-
lung in Brandenburg« im März
2016 wertete Ministerpräsident
Dietmar Woidke (SPD) das im zu-
rückliegenden Vierteljahrhundert
Geleistete als Erfolgsgeschichte.

»Wir verfolgen das
Ziel, die Städte als
lebendige Orte für
gutes Wohnen, für
Begegnung, für Kul-
tur und zum Ein-
kaufen zu stärken.«
Kathrin Schneider (SPD),
Infrastrukturministerin

Kurzarbeit im
Bahnwerk
Nach der Übernahme des Bahn-
werks in Eberswalde durch den pri-
vaten Investor Quantum läuft der
Betrieb erst langsam wieder an. Im
Bild zu sehen ist das Eintreffen der
Kollegen zu einer Belegschaftsver-
sammlung am Montagmorgen. Für
einen Großteil der verbliebenen
rund 150 Mitarbeiter (2014 waren
es noch 500) wolle die Firma zu-
nächst Kurzarbeit anmelden, sagte
Betriebsratschef Andreas Hoff-
mann. Nach der Versammlung sei-
en die Mitarbeiter zunächst nach
Hause geschickt worden. Man sei
aber zuversichtlich, den Betrieb bis
März wieder ans Laufen zu bekom-
men. Quantum hatte das Werk zum
Jahreswechsel für einen Euro von
der Deutschen Bahn AG übernom-
men. Die Bahn AG wollte das Werk
ursprünglich schließen. Quantum
hatte eine Bestandsgarantie abge-
geben. dpa/nd Foto: dpa/Patrick Pleul

NACHRICHTEN

Geheimdienst erwartet
nichts von NSU-Gremium
Potsdam. Brandenburgs Verfas-
sungsschutzchef Carlo Weber
sieht der weiteren Arbeit des NSU-
Untersuchungsausschusses im
Landtag gelassen entgegen. »Ich
erwarte keine wesentlichen Neu-
igkeiten aus dem Ausschuss, aber
man ist nie sicher vor Überra-
schungen«, sagte er. Der Verfas-
sungsschutz soll Informationen
über das NSU-Trio nur unzurei-
chend weitergegeben haben, um
seine Quelle, den V-Mann »Piat-
to«, zu schützen. Er sei in der Zeit
nicht dabei gewesen, aber er wis-
se, dass es »wunde Punkte« gebe,
räumteWeber ein. Für ihn sei aber
wichtig, dass seit Amtsantritt von
Winfriede Schreiber als Verfas-
sungsschutzchefin im Jahr 2004
vom Geheimdienst keine Skanda-
le mehr ausgegangen seien. »Ich
kann die Öffentlichkeit nur bit-
ten, bei der Aufgabe und der Ar-
beit des Verfassungsschutzes eine
Trennlinie zwischen der Vergan-
genheit und heute zu ziehen«, ap-
pellierteWeber, der sein Amt 2013
von Schreiber übernahm. Es ma-
che keinen Sinn, aus Vorkomm-
nissen der 1990er Jahre oder der
frühen 2000er Jahre den Schluss
zu ziehen, dass man bei der be-
stehenden Sicherheitslage auf den
Verfassungsschutz verzichten
könne. dpa/nd

Kompromiss zur
Kreisreform empfohlen
Potsdam. Ex-Ministerpräsident
Manfred Stolpe (SPD) schlägt im
Streit um die Kreisgebietsreform
einen Kompromiss vor. Man kön-
ne die künftigen Großkreise zu-
sätzlich nach den Namen der bis-
lang kreisfreien Städte benennen,
sagte der 80-Jährige in einem In-
terview der »Bild«-Zeitung (Mon-
tag). Die Bezeichnungen könnten
lauten: Brandenburg-Havelland,
Frankfurt-Oderland und Cottbus-
Niederlausitz. Das Innenministe-
rium hatte dagegen Namen vor-
geschlagen, in denen die Namen
der bisherigen Kreisstädte nicht
mehr auftauchen. Allerdings wur-
de betont, dass dies nur ein erster
Vorschlag sei. Nach den Plänen
der rot-roten Regierung soll es ab
2019 nur noch neun Landkreise
geben. Von den bislang vier kreis-
freien Städten soll nur Potsdam
diesen Status behalten. dpa/nd

Wohnheimplätze über
dem Bundesdurchschnitt
Potsdam. Am 1. November 2016
gab es 6713 Plätze in branden-
burgischen Studentenwohnhei-
men, wie das Wissenschaftsminis-
terium auf eine Anfrage der Links-
fraktion im Landtag mitteilte. Da-
mit wohnten 13,8 Prozent der
Studenten in Unterkünften der
beiden Studentenwerke Potsdam
und Frankfurt (Oder). Die bun-
desweite Versorgungsrate lag bei
9,7 Prozent. Das Studentenwerk
Frankfurt (Oder) erreichtmit rund
3770 Plätzen einen Versorgungs-
grad von knapp 22 Prozent. Zu
diesem Studentenwerk gehören
auch Wohnheime in Eberswalde,
Cottbus und Senftenberg. Das
Potsdamer Studentenwerk, das
auch Wohnräume in Branden-
burg/Havel und Wildau vermit-
telt, verfügt über etwa 2950 Plät-
ze. Es liegt mit einer Versorgungs-
rate von 9,3 Prozent unter dem
Bundesdurchschnitt. dpa/nd

Schüler sollten polnische
Sprache lernen
Potsdam. Ministerpräsident Diet-
mar Woidke (SPD) ermuntert
Schüler in Brandenburg, Polnisch
zu lernen. »Ich freue mich, wenn
der Sprachunterricht ausgeweitet
werden kann, auch weil unsere
menschlichen, gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Verflechtun-
gen mit Polen immer enger wer-
den. Entscheidend ist aber die
Nachfrage bei den jungen Men-
schen«, sagte Woidke. In Bran-
denburg lernen 266 000 Schüler
Englisch, 12 800 Russisch und
2500 Polnisch. »Die Wirtschaft
vernetzt sich immer stärker. Wer
hier zweisprachig ist, ist klar im
Vorteil«, meinte Woidke. dpa/nd
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Friedlich zu Fuß nach Aleppo
Die polnische Journalistin Anna Alboth organisierte einen Marsch gegen den Krieg in Syrien
Anfangs Hunderte, zwischendurch
Dutzende, am Ende vielleicht Tau-
sende wollen die Balkanroute der
Flüchtlinge in umgekehrter Rich-
tung bewältigen.

Von Andreas Fritsche

Zu Fuß von Berlin nach Aleppo. Ist
dieser große Plan einer kleinen Frau
nicht ein bisschen verrückt? »Sehr
verrückt«, sagt Anna Alboth und lä-
chelt zuversichtlich. Die 32-jährige
Journalistin stammt aus Polen und
lebt seit neun Jahren in der deut-
schen Hauptstadt. Sie wollte sich
nicht mit dem Gedanken abfinden,
man könne nichts tun gegen denKrieg
und das Leid der Zivilbevölkerung in
Syrien. Vor vier Wochen hatte sie die
Idee eines Friedensmarsches über die
Balkanroute, auf der die Flüchtlinge
gekommen sind, nur in umgekehrter
Richtung. Möglichst viele Menschen,
vielleicht Tausende, sollten sich an-
schließen. Davon träumte sie.
Dreieinhalb Monate Zeit sind für

die mehr als 3000 Kilometer einkal-
kuliert. Fast 3000 Menschen haben
sich dafür angemeldet, wenigstens
ein Stückchen mitzulaufen. Es geht
auch spontan. Einige haben sich vor-
genommen, die gesamte Strecke zu-
rückzulegen. Hunderte sind am zwei-
ten Weihnachtsfeiertag in Berlin auf-
gebrochen. Am ersten Abend erreich-
te der Zugmit Mahlow das erste Etap-
penziel in Brandenburg. Weiter ging
es über die Stationen Zossen, Teu-

pitz, Glashütte, Luckau, Calau und
Großräschen bis Ruhland, das am
Montagabend erreicht war. An die-
sem Dienstag soll es weiter gehen
über die Landesgrenze nach Thien-
dorf in Sachsen und so immer weiter
durch Tschechien, Österreich, Slowe-
nien, Kroatien, Serbien, Mazedonien
und Griechenland bis in die Türkei,
wobei fraglich ist, ob die syrische
Grenze dann überhaupt überschrit-
ten werden darf und kann.
Im Museumsdorf Glashütte zeigt

das Thermometer am Freitag um 9
Uhr vier Grad minus an. Wiesen und
Felder sind mit Raureif überzogen,
aber immerhin kommt die Sonne
raus. In den vergangenen Tagen
mussten die Leute durch Nieselregen
und sogar schweres Gewitter laufen.
Das war viel unangenehmer als die
trockene Kälte. Doch niemand klagt.
»Die Flüchtlinge müssen auch bei die-
sem Wetter laufen, und sie haben oft
keine warme, regenfeste Kleidung
und keinen sicheren Schlafplatz für
die Nacht«, sagen Männer und Frau-
en wie Łukasz Schodnicki. Der 47-
Jährige ist in Zossen dazugestoßen
und will vorerst nur bis Luckau mit-
laufen. Doch im Frühjahr, wenn er
wieder Zeit hat, möchte er sich auf
dem Balkan noch einmal beteiligen.
Dort ist Schodnicki vor genau ei-

nem Jahr schon gewesen, an der ser-
bischen Grenze zu Mazedonien. Als
freiwilliger Helfer der schweizeri-
schen Organisation »Border free«
(Grenze frei) hat er Flüchtlinge be-

köstigt, beherbergt und betreut.
Manchmal konnten die Geflüchteten
mit Zügen oder Bussen fahren,
manchmal mussten sie hunderte Ki-
lometer zu Fuß zurücklegen, erzählt
Schodnicki. Er stammt auch aus Po-
len, lebt inzwischen in Thüringen.
Vielleicht liege es daran, dass Al-

both Polin ist, so vermutet er, dass
sich anfangs vornehmlich Polen be-
teiligt haben. Doch Schodnicki hat
genausoMenschen aus Armenien und
Moldawien getroffen. 14 Nationen
sind dabei, mit der Zeit immer mehr

Deutsche, nicht zuletzt Anwohner, die
beeindruckt sind und den Friedens-
marsch für ein Stündchen begleiten.
Darunter Kräuterfrau Bärbel

Hausmann aus Glashütte, die rund
um das Museumsdorf Kräuterwan-
derungen mit ihrer Ziege Suuki für
Urlauber und Ausflügler anbietet. Die
Ziege stapft auch jetzt mit, sehr zur
Freude der anwesenden Kinder.
Großartig, aber auch mutig findet
Bärbel Hausmann die Aktion. Wenn
sie könnte, würde sie viel länger mit-
machen, versichert sie.
Es geht auf einer schmalen As-

phaltstraße durch den Wald. Ein Po-

lizeiauto fährt vorneweg und eins
hinterher, um den Zug abzusichern.
Eigentlich wollten Alboth und ihre
Mitstreiter durch Golßen nach Lu-
ckau, doch die Beamten geben
freundlich einen anderen Weg vor,
weil es sonst sehr lange über eine
stark befahrene Bundesstraße gegan-
gen wäre.
53 Menschen laufen hinter dem

Transparent mit der Aufschrift »Civil
March for Aleppo« her, einen schiebt
Anna Alboth im Rollstuhl. Alle ver-
brachten die Nacht in Schlafsäcken in
einem momentan leeren Ausstel-
lungsraum des Museums Glashütte,
oder sie sind morgens angereist.
Zwei kleine weiße Fahnen wehen.

Andere Fahnen sind nicht zugelas-
sen. Das sorgte dafür, dass sich eine
Gruppe absplitterte und zurückblieb,
die mit syrischen Rebellen sympa-
thisierte und Symbole der oppositio-
nellen Freien syrischen Armee mit-
führte. Doch derMarschwill sich ganz
bewusst nicht auf die Seite irgendei-
ner der zahlreichen Kriegsparteien in
Syrien schlagen. Gewünscht werden
Frieden und humanitäre Unterstüt-
zung für die Zivilbevölkerung. Kann
dieses Anliegen durch einen Fuß-
marsch Richtung Aleppo gefördert
werden? Ist das nicht verrückt? Viel-
leicht ist es sogar sehr verrückt. Aber
besser, als tatenlos dazusitzen und die
schrecklichen Bilder im Fernsehen
anzuschauen, findet Anna Alboth.

civilmarch.org

»Die Flüchtlinge müssen
auch bei diesem Wetter
laufen.«
Łukasz Schodnicki

Städte mit viel
Fördergeld
aufgewertet
Brandenburg zog die Erfolgsbi-
lanz von 25 Jahren geförderter
Stadtentwicklung. 73 aller 417
Städte und Gemeinden erhiel-
ten 2016 Zuschüsse aus Bundes-
und Landesmitteln.

Von Tomas Morgenstern

77,3 Millionen Euro hat das Inf-
rastrukturministerium 2016 als
Fördermittel an 73 der politisch
selbstständigen Städte und Ge-
meinden im Land überwiesen. Das
Geld stammt aus den Kassen des
Bundes und der Landesregierung.
Ausgereicht wurde es auf der
Grundlage der fünf vom Land auf-
gelegten Programme zur Stadt-
entwicklung: »Soziale Stadt«,
»Stadtumbau«, »Städtebaulicher
Denkmalschutz«, »Aktive Stadt-
und Ortsteilzentren« sowie »Klei-
nere Städte und Gemeinden«
Gemessen an der Zahl ihrer

167 745 Einwohner (2015) ist die
Landeshauptstadt Potsdam die
größte Stadt Brandenburgs. Und
die Havelmetropole am Rande
Berlins wächst weiter dynamisch.
Im Oktober 2016 hat sie die
170 000er Marke überschritten.
Dennoch ist schiere Größe nicht
alleiniges Kriterium, wenn es um
die Bewilligung von Städtebau-
fördermitteln geht. Zwar erhielt
Potsdam 2016 mit 3,4 Millionen
Euro einen stattlichen Zuschuss,
doch Spitzenreiter war Witt-
stock/Dosse. Die 14 380 Einwoh-
ner zählende Stadt konnte nach
Angaben des Ministeriums satte
7,46 Millionen Euro an Zuschüs-
sen verbuchen. Es folgten Cottbus

mit 4,78 Millionen Euro und
Eberswalde mit 3,83 Millionen
Euro.
Die Städte und Gemeinden

mussten in Brandenburg, wie alle
Kommunen auf dem Gebiet der
ehemaligen DDR, nach 1990 ei-
nen tiefgreifenden Umbruch ver-
kraften. Die brandenburgische
Landesregierung hat diesen
Transformationsprozess seit 1991
mit gezielten Entwicklungshilfen
begleitet. Insgesamt seien seither
vom Land Mittel in Höhe von 3,37
Millionen Euro aus Bundes- und
Landesmitteln für Stadtentwick-
lungsprojekte bewilligt worden,
listete das Infrastrukturministeri-
um zum Jahresende in einer Mit-
telung auf. Zusätzlich seien auch
rund 300 Millionen Euro aus dem
Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung (EFRE) dafür zur
Verfügung gestellt worden.
»Auch im Jubiläumsjahr ›25

Jahre Stadtentwicklung‹ haben
wir die Städte und Gemeinden mit
Geldern aus den Bund-Länder-
Programmen unterstützt«, erklär-
te Infrastrukturministerin Kathrin
Schneider (SPD) aus diesem An-
lass. »Damit verfolgenwir das Ziel,
die Städte als lebendige Orte für
gutes Wohnen, für Begegnung, für
Kultur und zum Einkaufen zu
stärken. Die Stadtentwicklungs-
politik ist dafür ein wichtiger Bau-
stein.« Stadtentwicklung sei im-
mer dann besonders erfolgreich,
wenn sie mit der Landesplanung
und der Planung der Verkehrs-
wege verknüpft werde. In Bran-
denburg geschehe dies mit dem
neuen Landesentwicklungsplan,
der Mobilitätsstrategie 2030 und
der Strategie für die zukünftige
Stadtentwicklung.
Anlässlich der Jubiläumskon-

ferenz »25 Jahre Stadtentwick-
lung in Brandenburg« im März
2016 wertete Ministerpräsident
Dietmar Woidke (SPD) das im zu-
rückliegenden Vierteljahrhundert
Geleistete als Erfolgsgeschichte.

»Wir verfolgen das
Ziel, die Städte als
lebendige Orte für
gutes Wohnen, für
Begegnung, für Kul-
tur und zum Ein-
kaufen zu stärken.«
Kathrin Schneider (SPD),
Infrastrukturministerin

Kurzarbeit im
Bahnwerk
Nach der Übernahme des Bahn-
werks in Eberswalde durch den pri-
vaten Investor Quantum läuft der
Betrieb erst langsam wieder an. Im
Bild zu sehen ist das Eintreffen der
Kollegen zu einer Belegschaftsver-
sammlung am Montagmorgen. Für
einen Großteil der verbliebenen
rund 150 Mitarbeiter (2014 waren
es noch 500) wolle die Firma zu-
nächst Kurzarbeit anmelden, sagte
Betriebsratschef Andreas Hoff-
mann. Nach der Versammlung sei-
en die Mitarbeiter zunächst nach
Hause geschickt worden. Man sei
aber zuversichtlich, den Betrieb bis
März wieder ans Laufen zu bekom-
men. Quantum hatte das Werk zum
Jahreswechsel für einen Euro von
der Deutschen Bahn AG übernom-
men. Die Bahn AG wollte das Werk
ursprünglich schließen. Quantum
hatte eine Bestandsgarantie abge-
geben. dpa/nd Foto: dpa/Patrick Pleul

NACHRICHTEN

Geheimdienst erwartet
nichts von NSU-Gremium
Potsdam. Brandenburgs Verfas-
sungsschutzchef Carlo Weber
sieht der weiteren Arbeit des NSU-
Untersuchungsausschusses im
Landtag gelassen entgegen. »Ich
erwarte keine wesentlichen Neu-
igkeiten aus dem Ausschuss, aber
man ist nie sicher vor Überra-
schungen«, sagte er. Der Verfas-
sungsschutz soll Informationen
über das NSU-Trio nur unzurei-
chend weitergegeben haben, um
seine Quelle, den V-Mann »Piat-
to«, zu schützen. Er sei in der Zeit
nicht dabei gewesen, aber er wis-
se, dass es »wunde Punkte« gebe,
räumteWeber ein. Für ihn sei aber
wichtig, dass seit Amtsantritt von
Winfriede Schreiber als Verfas-
sungsschutzchefin im Jahr 2004
vom Geheimdienst keine Skanda-
le mehr ausgegangen seien. »Ich
kann die Öffentlichkeit nur bit-
ten, bei der Aufgabe und der Ar-
beit des Verfassungsschutzes eine
Trennlinie zwischen der Vergan-
genheit und heute zu ziehen«, ap-
pellierteWeber, der sein Amt 2013
von Schreiber übernahm. Es ma-
che keinen Sinn, aus Vorkomm-
nissen der 1990er Jahre oder der
frühen 2000er Jahre den Schluss
zu ziehen, dass man bei der be-
stehenden Sicherheitslage auf den
Verfassungsschutz verzichten
könne. dpa/nd

Kompromiss zur
Kreisreform empfohlen
Potsdam. Ex-Ministerpräsident
Manfred Stolpe (SPD) schlägt im
Streit um die Kreisgebietsreform
einen Kompromiss vor. Man kön-
ne die künftigen Großkreise zu-
sätzlich nach den Namen der bis-
lang kreisfreien Städte benennen,
sagte der 80-Jährige in einem In-
terview der »Bild«-Zeitung (Mon-
tag). Die Bezeichnungen könnten
lauten: Brandenburg-Havelland,
Frankfurt-Oderland und Cottbus-
Niederlausitz. Das Innenministe-
rium hatte dagegen Namen vor-
geschlagen, in denen die Namen
der bisherigen Kreisstädte nicht
mehr auftauchen. Allerdings wur-
de betont, dass dies nur ein erster
Vorschlag sei. Nach den Plänen
der rot-roten Regierung soll es ab
2019 nur noch neun Landkreise
geben. Von den bislang vier kreis-
freien Städten soll nur Potsdam
diesen Status behalten. dpa/nd

Wohnheimplätze über
dem Bundesdurchschnitt
Potsdam. Am 1. November 2016
gab es 6713 Plätze in branden-
burgischen Studentenwohnhei-
men, wie das Wissenschaftsminis-
terium auf eine Anfrage der Links-
fraktion im Landtag mitteilte. Da-
mit wohnten 13,8 Prozent der
Studenten in Unterkünften der
beiden Studentenwerke Potsdam
und Frankfurt (Oder). Die bun-
desweite Versorgungsrate lag bei
9,7 Prozent. Das Studentenwerk
Frankfurt (Oder) erreichtmit rund
3770 Plätzen einen Versorgungs-
grad von knapp 22 Prozent. Zu
diesem Studentenwerk gehören
auch Wohnheime in Eberswalde,
Cottbus und Senftenberg. Das
Potsdamer Studentenwerk, das
auch Wohnräume in Branden-
burg/Havel und Wildau vermit-
telt, verfügt über etwa 2950 Plät-
ze. Es liegt mit einer Versorgungs-
rate von 9,3 Prozent unter dem
Bundesdurchschnitt. dpa/nd

Schüler sollten polnische
Sprache lernen
Potsdam. Ministerpräsident Diet-
mar Woidke (SPD) ermuntert
Schüler in Brandenburg, Polnisch
zu lernen. »Ich freue mich, wenn
der Sprachunterricht ausgeweitet
werden kann, auch weil unsere
menschlichen, gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Verflechtun-
gen mit Polen immer enger wer-
den. Entscheidend ist aber die
Nachfrage bei den jungen Men-
schen«, sagte Woidke. In Bran-
denburg lernen 266 000 Schüler
Englisch, 12 800 Russisch und
2500 Polnisch. »Die Wirtschaft
vernetzt sich immer stärker. Wer
hier zweisprachig ist, ist klar im
Vorteil«, meinte Woidke. dpa/nd


